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Bundesſtaat oder Einheitsſtaat. 


Reichswahlgeſetz iſt alſo zu Stande gekommen, 
da 1 = genehmigt hat nach den an 
ruugen des Abgeordnetenhauſes. Es iſt ſonderbar dami 
zugegangen. Von den Abgeordneten haben nämlich kaum 
zehn dagegen geſtimmt, und doch war unter ihnen allen 
vielleicht nicht Einer, der mit dem Geſetz zufrieden war. 
Der Miniſterpräſident ſelbſt, jo entſchieden er auch für 
das Gefeh eingetreten iſt, wird ſchwerlich feine Freude 
daran haben. Doch Niemand wußte es in dieſem Augen⸗ 
blicke beſſer zu machen, und jo nahm man vorlleh, fo 
gut es ging. Es iſt aber auch eine ganz verzweifelte 
Aufgabe, die ſich Preußen geſtellt hat, freilich 110 ohne 
Noth; nur daß die Noth wohl nicht eingetre en wäre, 
wäre nicht vorher ſo mancherlei geſchehen, was 15 
allerdings nicht ungeſchehen gemacht werden kann. De h 
wir haben jetzt keine Zeit, uns den Kopf zu a 
über frühere Möglichkeiten, die jetzt keine Möglichkei 
mehr find. Wir müſſen als verſtändige Menſchen die 
Dinge nehmen, wie ſie einmal ſind, und mit aller Ge⸗ 


wiſſenhaftigkeit zuſehen, was wir aus ihnen machen 
können. 

Wie ſehen die Dinge alſo aus? 

Das Reichs wahlgeſetz ſchreibt vor, daß nach all⸗ 
gemeinem und direktem Wahlrecht mit geheimer Stimm⸗ 
gebung etwa 290 Abgeordnete für die geſammten Nord⸗ 
deuſchen Staaten gewählt werden ſollen. Von dieſen 
Abgeordneten kommen ungefähr 240 auf Preußen und 
die ihm einverleibten neuen Gebiete, und nur 50 auf 
die 21 kleineren Staaten. Dieſe Reichs⸗ oder Bundes⸗ 
abgeordneten follen dann an einem noch erſt feſtzuſetzen⸗ 
den Termine zuſammentreten und ſich über die Ver⸗ 
faſſung des neu zu ſchaffenden Norddeutschen Bundes⸗ 
ſtaatis berathen. Wohl verſtanden: fie ſollen dieſe 
Verfaſſung nur berathen, nicht aber feſtſtellen. Viel⸗ 
mehr betemmt Alles, was fie beſchließen, erſt Gültigkeit, 
wenn die verſchiedenen Regierungen und Landtage, vor⸗ 
nehmlich aber die Preußiſche Regierung und der Preu- 
ßiſche Landtag ihre Zuſtimmung dazu geben. 

Daß der Reichstag nur eine berathende, nicht aber 
eine entſcheidende Stimme haben ſoll, bezieht ſich natür⸗ 


lich nur auf den jetzt zu wählenden, nicht auf die 
künftigen Reichstage. Denn dieſe werden natürlich in 
allen Dingen, die die künftige Bundesverfaſſung ihnen 
zuweiſen ſollte, eine entſcheidende Stimme bekommen. 

Freilich kann man fragen, wie nach den bisherigen 
Erfahrungen wohl eine ordentliche Bundesverfaſſung zu 
Stande kommen ſoll, wenn mehr als zwanzig Regie⸗ 
rungen und Landtage erſt noch ihre Sutter dazu 

eben ſollen. Indeß dieſer Einwand erledigt ſich ziemlich 

leicht. Man muß nämlich bedenken, daß die Preußiſche 
Regierung und der Preußiſche Landtag nicht weniger 
als 23 bis 24 Millionen Menſchen zu bedeuten haben, 
die übrigen Regierungen und Landtage aber kaum 5 Mil⸗ 
lionen. Wenn jene daher über einen nothwendigen und 
vernünftigen Vorſchlag mit einander einig ſind, ſo wer⸗ 
den und können, ſo wie die Sache jetzt ſteht, jene ſich 
unmöglich weigern, denſelben auch von ihrer Seite an⸗ 
zunehmen. } 

Viel ſchwerer wiegt dagegen die Frage, ob es denn 
überhaupt eine gute und wünſchenswerthe, ja, ob es auch 
nur eine haltbare Einrichtung iſt, wenn das große und 
mächtige Preußen ſich mit den vielen kleinen und 
ohnmächtigen Staaten in einer ſo innigen Weiſe zu 
einem Ganzen verbindet, wie es bei jeder ernſtlich ge⸗ 
meinten Bundesverfaſſung nothwendig der Fall ſein muß. 
Wir ſelbſt würden ja ſchlechterdings darauf beſtehen, daß 
in ſolchem Bundesſtaate der König von Preußen allein über 
Krieg und Frieden zu entſcheiden hat, daß er allein von 
fremden Mächten Geſandte empfängt und Geſandte an 
ſie abſchickt. Wir würden ferner verlangen, daß das 
Bundesminiſterium oder die Bundesregierung von dem 
Könige von Preußen allein ernannt wird, und daß dieſer 
mit dem Bundesparlamente alle Geſetze über Militär⸗ 
weſen, über Verkehrsmittel und Verkehrswege, über Han⸗ 
delseinrichtungen und Handelsverträge, über Gewerbefrei⸗ 
heit und Gewerbeordnung, über das Niederlaſſungsrecht, 
über Prozeßordnung und über die Aufbringung und die 
Verwendung der für die Bundcszwecke nölhigen Gelder 
vereinbart. In allen dieſen Dingen dürfen die kleinen 
Fürſten und Regierungen nicht das Mindeſte mitzureden 

aben, denn ſonſt würde die ganze Zerriſſenheit des bis⸗ 
erigen deutſchen Bundes und die ganze Elendigkeit des 
Bundestages aufs. Neue über Preußen und Deutſchland 
kommen. 

Wenn aber ſolche Verringerung der fürſtlichen Macht 
in den kleinen Staaten nöthig iſt, fo fragen wir weiter, 
wozu ſollen denn dieſe kleinen Fürſten und Regierungen 
überhaupt noch beſtehen? Es bliebe ihnen freilich noch 
die Beſetzung mancher Beamten⸗ und Richterſtellen, die 
Verwaltung der Polizei, des Armenweſens u. ſ. w. die 
Einrichtung der Schule und die für dieſe Dinge nöthigen 
Geſetze und Steuererhebungen übrig. Aber das ſind ja 
doch alles Dinge, die der König von Preußen als Ober⸗ 
haupt des Bundes in Verbindung mit der Volksvertre⸗ 
tung, mit feiner Regierung und durch feine Beamten 
ganz eben ſo gut und vielleicht noch beſſer beſorgen kann. 
Dazu werden bei einer guten und freiſinnigen Provin⸗ 
zial⸗, Kreis⸗ und Gemeindeverfaſſung die Bewohner der 
jetzigen kleinen Staaten ihre beſonderen Angelegenheiten 


eben jo gut und in den meiſten Fällen viel beſſer be⸗ 
ſorgen können, als wenn ſie dieſelben erſt mit ihren 
Fürſten vereinbaren müſſen. 

Wozu alſo dieſe koſtſpieligen kleinen Fürſten mit 
ihrem überflü ſigen Hofhalte und ihren eben jo über- 
flüſſigen Miniſtern? Man bedenke nur, daß unter den 
18 fürſtlichen Staaten, die dem Bunde beitreten ſollen, 
nicht weniger als 17 ſind, die nicht ſo viel Einwohner 
haben, wie die Stadt Berlin; 9 von ihnen ſind der Ein⸗ 
wohnerzahl nach kleiner als Breslau, 8 kleiner als Köln, 
7 kleiner als Königsberg, 6 kleiner als Magdeburg und 
Danzig, 5 kleiner als Stettin und Aachen, 3 kleiner als 
Elberfeld und Barmen, 2 kleiner als Halle und Düſſel⸗ 
dorf; ja, Schaumburg Lippe mit feinen 31,382 Ein⸗ 
wohnern iſt gar noch kleiner als Potsdam, Erfurt, Frank⸗ 
furt a. O. und Görlitz. Und da ſoll ein jeder dieſer 
17 Zwergſtaaten ſtatt eines Oberbürgermeiſters einen 
eignen Fürſten über ſich haben, der ſich noch dazu dafür 
anſieht, daß er Herr über Land und Leute iſt „von 
Gottes Gnaden.“ 

Freilich iſt da noch das Königreich Sachſen mit 
ſeinen 2,344,000 Einwohnern, etwa ſo viel als 
durchſchnittlich auf jede der acht alten Preußiſchen Pro⸗ 
vinzen kommt. Aber auch dieſes Land würde wahrſchein⸗ 
lich als Provinz viel beſſer verwaltet werden, wie als 
1 Dazu kommt, daß gerade hier das Uebel 
der Kleinſtaaterei in einer gar wichtigen Beziehung noch 
viel ärger als in den ganz kleinen Herrſchaften ſein 
würde. Denn was ein Herzog oder Großherzog ſich 
möglicher Weife noch gefallen läßt, das erträgt ein Fürſt 
mit den Königstitel nun und nimmermehr, auch nicht 
wenn er ein Engel an Tugend und an Liebe zu ſeinem 
Volke wäre. Denn wäre er das, ſo würde er ohne 
Weiteres ſeine Krone niederlegen. Iſt er es aber nicht, 
und behält er ſie, ſo wird er niemals müde werden, für 
die Wiedererlangung ſeiner bisherigen Scheinmacht und 
beſonders für die Ehre zu arbeiten, der Kriegsherr über ein 
eigenes Heer zu fein, wäre daſſelbe auch wie das Säch⸗ 
ſiſche, dazu verdammt, in jedem Kriege irgend einer fremden 
Macht, niemals aber dem eigenen Vaterlande zu dienen. 
Solch ein König wird noch viel mehr als die ganz 
kleinen Fürſten, bald heimlich, bald offen als Gegner der 
Bundesregierung und damit, vielleicht ohne es zu wiſſen, 
als Beſchädiger ſeines eigenen Volkes auftreten. In ſeine 
Feindſeligkeit und ſeine Ränke wird er ſeinen Hof und 
ſeine Beamte hineinziehen, und über alle, die ſeine Un⸗ 
terthanen heißen, den Fluch bringen, der auf denen laſtet, 
die zween Herren dienen follen. Wer ſich eine richtige 
Vorſtellung von alle den Uebeln, aller der Verderbtheit, 
aller der Schlechtigkeit machen will, die nothwendig im 
Gefolge einer ſolchen Zwieherrſchaft einhergehen müſſen, 
der leſe die jüngſt erſchienene treffliche Schrift: „Was 
wird aus Sachſen?“ Wenn er es noch nicht iſt, ſo wird 
er dann zuerſt ſich von der Wahrheit überzeugen, daß 
Preußen und Deutſchland unmöglich ihr Heil in einem 
ſolchen Bundesſtaate, in welchem ein Staat mehr 
als des geſammten Bundes repräſentirt, ſondern nur 
in; einem durch eine freifinnige und verfaſſungstreue 
Preußiſche Regierung geſchaffenen deutſchen Einheits⸗ 


ante finden können. Thun die Preußiſche Regierung 
bar 005 geſammte Norddeutſche Volk ihre Schuldigkeit 
im ganzen Sinne des Wortes, ſo wird auch bald die 
Zeit kommen, wo die Völker im Süden des Mains, wo 
Baiern, Würtemberg, Baden und Heſſen⸗Darmſtadt in 
denſelben eintreten werden und eintreten müſſen. 1 
Auch der jetzt zu errichtende Norddeutſche Reichstag 
kann viel, ſehr viel dazu thun, daß wir dieſem Ziele 
alles wahrhaft Preußiſchen und Deutſchen Strebens um 
ein merkliches näher gebracht werden, denn er, der aus 
wilklichen Volkswahlen hervorgegangen ift, repräſentirt 
das Volk, und ſeine Stimme wird als die Stimme des 
Volkes von Norddeutſchland gelten. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Am 20. und 21. find die aus dem Feld⸗ 
zuge zurückgekehrten Truppen unter dem Jubel 
des Volkes in Berlin eingerückt. Sie haben in kurzer 
Zeit Großes vollbracht, möge daſſelbe ſich als ſo dauerhaft 
erweiſen, daß em langer Frieden auf den kurzen Krieg folgen 
möge. Daß dies geſchehen wird, vermögen wir leider nicht 
mit Sicherheit zu hoffen, wie wir an einer anderen Stelle 
ausgeführt haben, aber wir wiſſen, daß das preußiſche Volk, 
wenn aufs Neue der Ruf zu den Waffen erſchallt, den alt⸗ 
bewährten Ruhm ſich erhalten wird. 

Am Tage des Einzuges ſind zwei königliche Verordnungen 
erſchienen. Die eine bringt dem Volke die lang erhoffte 
Amneſtie, und zwar eine ausnahmsloſe für alle politi⸗ 
ſchen Vergehen und Verbrechen. Die zweite verkündet die 
Stiftung eines Erinnerungskreuzes, welches allen Theil⸗ 
nehmern an dem Feldzuge dieſes Jahres gleichmäßig verliehen 
wird. N \ 

Das Abgeordnetenhaus hat in ſeiner Sitzun 
am 13. d. M. nach G e N) Verordnung Be 
Einſtellung des Zivilprozep-Beıfahrens gegen Militärperſonen 
mit einem Antrage beſchäftigt, welcher eine Aenderung bei 
Bildung der Kommiſſtonen vorſchlug. Es war nämlich bean⸗ 
tragt worden, die Mitglieder der Kommiſſion ſollten künftig⸗ 
hin vom Präſidenten ernannt werden. Nach eingehender 
Debatte, in welcher anerkannt wurde, daß es beſſer wäre, 
ſtatt der Kommiſſionsberathungen die Vorberathungen im 
Hauſe einzuführen, wurde der Antrag abgelehnt. Ueber eine 
Petition betreffend die Verbeſſerung der Gehälter der Juſtiz⸗ 
Subalternbeamten ging das Haus in Erwägung, daß die 
Staats⸗Regierung das Bedürfniß einer weiteren Aufbeſſerung 
der Gehälter zunächſt der Unter⸗Beamten und Subaltern⸗ 
Beamten anerkannt hat und eine Befriedigung deſſelben nach 
Maßgabe der vorhandenen Mittel zugeſagt hat, zur Tages⸗ 
ordnung über. 

In der Sitzung am 18. d. M. genehmigte das Haus 
das In validengeſetz nach den 1 der Kommiſſion, 
mit denen ſich die Staatsregierung einverſtanden erklärt hatte. 
Die wefentlichſte Veränderung iſt die, daß nicht nur die Mitt- 
wen und Waiſen der in den Schlachten gefallenen und an 
ihren Wunden geſtorbenen Krieger Penſion erhalten ſollen, 
ſondern auch die der während des Feldzuges an Seuchen und 
anderen Krankheiten Geſtorbenen. Nachdem das Haus noch 
einige mit deutſchen Staaten abgeſchloſſene Zollverträge 
genehmigt hat, folgt die Berathung der oftroyirten Verord⸗ 
nung über Aufhebung der Zinsbeſchränkungen. Das 
Abgeordnetenhaus ertheilt der Verordnung ihre Genehmigung, 
verwirft das von dem Herrenhaus beſchloſſene Geſetz und 
ſpricht ſeine Anſicht über die Nothwendigkeit, die Zinebe⸗ 
ſchränkungen auch für den Hypothekenverkehr aufzuheben, in 


folgender Reſolution aus: Das Haus der Abgeordneten for⸗ 
dert die Staatsregierung auf, dem Landtage in kürzeſter Friſt 
Sefeg-Entwürfe vorzulegen, wodurch a) die Freiheit des Zins- 
ſatzes und die Höhe der Konventionalſtrafen, welche an Stelle 
der Zinſen für den Fall nicht rechtzeitiger Rückzahlung des 
Darlehens bedungen ſind, auch für ſolche Darlehen eingeführt 
wird, für deren Sicherheit unbewegliches Eigenthum verpfän⸗ 
det tft; b) die im zweiten Abſatz des Art. 292 des Handels- 
geſetzbuchs dem Kaufmann gegebene Befugniß, bei Schulden 
aus feinen Handelsgeſchäften höhere Zinſen als 6 vom Hun⸗ 
dert jährlich zu bedingen, auf die Geldverbindlichkeiten aus 
allen anderen Geſchäften für anwendbar erklärt wird; e) die 
in der Hypotheken⸗Ordnung und dem Hypotheken-Rechte be⸗ 
ſtehenden Erſchwerungen des Realkredits möglichſt beſeitigt 
werden; d) die Errichtung von Bank. Inſtituten gefördert wird. 

Es folgte darauf die Berathung über die oktroyirte Ver⸗ 
ordnung betreffs der Einrichtung von Darlehnskaſſen 
und der Ausgabe von Darlehnskaſſenſcheinen. Die 
vorberathende Kommiſſion hat dem Hauſe die Annahme von 
Beſchlüſſen vorgeſchlagen, durch welche die Verordnung nicht 
genehmigt, dagegen durch Annnahme eines Geſetzes dem 
Staatsminiſterium Indemnität ertheilt wird. In dieſem 
Geſetze ſoll zugleich beſtimmt werden, daß die Darlehnskaſſen 
am 30. September d. J. geſchloſſen werden, und daß die 
in Umlauf befindlichen Darlehnskaſſenſcheine bis zum 1. April 
1867 eingezogen werden ſollen. Es entſpinnt ſich eine ſehr 
lebhafte Debatte, welche in der Sitzung am 19. September 
fortgeſetzt wurde. Es ſprachen die Abgeordn. Michaelis, 
Virchow, Lasker und Schulze⸗Delitzſch für die An⸗ 
nahme des Kommiſſionsantrages, und v. Nordenflycht, 
v. Eynern, v. Vincke (Hagen) und Sim ſon für die 
Genehmigung der Verordnung. Die Staatsregierung wünſcht 
zwar die nachträgliche Genehmigung, erklärt ſich aber 
auch mit Annahme des Antrages der Kommiſſion zufrieden. 
Schließlich ſpricht das Haus mit 146 gegen 142 die Nicht⸗ 

enehmigung aus und nimmt alsdann auch die anderen 
nträge der Kommiſſion an. 

Das Herrenhaus hat in ſeiner Sitzung vom 17. d. 
Mts. das Wahlgeſetz zum Reichstag des norddeut⸗ 
ſchen Bundes angenommen, nachdem der Minifter- Prä- 
ſident durch ſeinen Kommiſſar hatte erklären laſſen, daß das 
Nichtzuſtandekommen des Geſetzes und folgeweiſe des Nord- 
deutſchen Bundes) ſowohl die Deutſche als die Europäiſche 
Politik der Staatsregierung in bedenklicher Weiſe durchkreu⸗ 
zen würde, und daß bloße Verträge und Militärkonventionen 
nach keiner Seite, weder nach innen noch nach außen, aus⸗ 
reichen würden, den intendirten Deutſchen Reichstag in ſeiner 
nationalen Bedeutung zu erſetzen. Die meiſten Redner hatten 
ſich gegen das dem Wahlgeſetz zu Grunde liegende Prinzip 
ausgeſprochen, und hat das Herrenhaus auch dieſem Geſetz 
gegenüber feinen prinzipiellen Standpunkt durch Annahme fol- 
gender Reſolution gewahrt: „Die Staalsregierung aufzu⸗ 
fordern, bei Vereinbarung der Verfaſſung für den Norddeut⸗ 
ſchen Bund Fürſorge zu treffen, die Bedenken, welche die 
Anwendung des allgemeinen gleichen Stimmrechts zur Bil- 
dung der künftigen Bundesvertretung hervorrufen würde, 
durch eine anderweitige Zuſammenſetzung derſelben zu beſei 
tigen und in der Beziehung in Betracht zu ziehen, in wie 
fern dies durch die Wahl der Hälfte der Abgeordneten durch 
die Höchſtbeſteuerten der Wahlkreiſe, ſowie dadurch zu errei⸗ 
chen fein möchte, daß dem Abgeordnetenhauſe ein Staaten⸗ 
haus, nach Analogie des durch den Verfaſſungsentwurf vom 
28. Mai 1849, § 86 vorgeſehenen, zur Seite geſetzt wird.“ 

In einer der nächſten Sitzungen wird das Haus- über die 
Anleiheforderumg der Regierung berathen. Der Abg. 


Tweſten hat folgenden Abänderungsantrag geſtellt: Es follen 
die 58 2—5 des Geſetzes lauten: 

8 Der Finanzminiſter hat der Militär⸗ und Marine- 
verwaltung die nöthigen Geldmittel zu dieſen Ausgaben ($ 1) 
zu überweifen. Dieſelben find, fo weit fie nicht aus den 
verwendbaren Beſtänden der Generalſtaatskaſſe, aus den Kriegs⸗ 
koſtenentſchädigungen und aus dem Staatsſchatz entnommen, 
oder durch Verwerthung verfügbarer Effekten der Staatskaſſe 
bereit geſtellt werden können, bis zur Höhe von 60 Millionen 
Thlr. im Wege des Kredits zu beſchaffen. § 3. Bis auf 
Höhe von 30 Mill. Thlr. kann eine verzinsliche Staatsan- 
leihe aufgenommen werden. Der Betrag derſelben iſt vom 
Jahre 1868 ab jährlich mit mindeſtens 1 pCt. zu tilgen. 
$ 4. wie die Regierungsvorlage mit folgendem Zufag: So⸗ 
weit die Anleihe nicht bis zum 1. Januar 1870 durch außer⸗ 
ordentliche Kriegeausgaben abſorbirt iſt, wird ihr derzeitiger 
Beſtand der Haupiverwaltung der Staatsſchulden über⸗ 
wieſen und zur Tilgung von Staatsſchulden verwendet. §. 5. 
Innerhalb des geſetzlichen Betrages des Kredits (§ 2) 
ſoweit derſelbe nicht durch die Anleihe (§ 3) erſchöpft wird, 
kann die Ausgabe unverzinslicher Schatzanweiſungen, längſtens 
auf ein Jahr lautend erfolgen. Dieſelbe iſt durch die Haupt- 
verwaltung der Stagtsſchulden zu bewirken. Der Erlös der 
verfügbaren Effekten der Staatskaſſe iſt zur Zurückziehun 
reſp. Einlöſung der Schatzanweiſungen zu verwenden. O 
und in welchem Betrage neue Schatzanweiſungen an Stelle 
der eingelöſten ausgegeben werden dürfen, bleibt der bei der 
Ken Feſtſtellung des Staatöhaushaltsetats zu treffenden 
i eftimmung vorbehalten. Die Zinſen ꝛc. wie in der Vor⸗ 

age. 


Preußen und die vrienfalifche Frage. 

Während aller Augen nach der Weſtgrenze Deutſchlands 
gerichtet waren, und man erwartungsvoll dem Augenblick ent- 
gegen ſah, wo Louis Napoleon ausſprechen würde, welche Er⸗ 
werbung für Frankreich er als Ausgleichung für die in Deutſch⸗ 
land vorgegangenen Weränderungen zur Herſtellung des euro⸗ 
päiſchen Gleichgewichts verlangte, haben ſich im Oſten Eu⸗ 
ropas Kriegsgewitter zuſammengezogen, welche den euro- 
päiſchen Frieden ernſtlich zu bedrohen ſcheinen. 

In der Türkei haben ſich an verſchiedenen Orten die 
chriſtlichen Bewohner faſt gleichzeitig erhoben und ver⸗ 
ſuchen es, ſich frei zu machen von der fürkiſchen Herrſchaft. 
Bei der verzweifelten Lage, in welcher ſich die türk ſche Re⸗ 
gierung nach allen Richtungen hin befindet, iſt nicht anzu⸗ 


nehmen, daß fie im Stande fein wird, dieſe Erhebungen mit , 


ihren eigenen Kräften zu unterdrücken, um ſo weniger, da die 
Aufſtändiſchen offenbar auf fremde Hilfe rechnen, welche 
ihnen auch wohl in entſcheiden er Stunde werden wird. Ruß⸗ 


land, welches es nicht vergeſſen kann, daß ihm vor zehn 


Jahren der Verſuch, ſeinen Einfluß in der Tuͤrkei zu dem 
maßgebenden zu machen, vere telt worden iſt, wird ſich jetzt 
die günſtige Gelegenheit nicht entgehen laſſen, und ſo ſcheint 
ſo manchem der Mement zu drohen, wo das Ziel der 
ruſſiſchen Politik, den ganzen Oſten Europas 
unter dem Scepter des ruſſiſchen Kaiſers zu ver- 
einigen, ſich ſeiner Erfüllung naht. 

Da nun aber Frankreich und England, wie ſie dies 
ja ganz beſenders durch den Krimmkrieg gezeigt haben, ein 
lebhaftes Jatereſſe haben, dieſe Ausdehnung der ruſſiſchen 
Macht bis an das Mittelmeer zu verhindern, fo iſt es ganz 
natürlich, daß ſie auch jetzt wieder alle Mittel verſuchen, dies 
zu verhindern. Sie werden deshalb nicht nur die Türkei mit 


ihrem Rath unterſtützen, ſondern es iſt ſehr wahrſcheinl !. 
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t. 

Als dieſe Mächte ſich vor zehn Jahren gegenüber ſtanden, 
da hat Preußen ſich in keiner Weiſe an dieſem Kampfe 
betheiligt. Es hat ganz ruhig der Entwicklung der Dinge 
zugeſehen, und ſich trotz des Drängens der Weitmächte nicht 
einmal entſchließen können, eine drohende Haltung gegen 
Rußland einzunehmen. Daß Preußen damals eine ſolche 
Haltung bewahrte, das hat ſeine Machtſtellung auf eine ſolche 
Weiſe erſchüttert, daß wir lange darunter zu leiden hatten, 
und wenn auch, Dank der Tapferkeit unſrer Armee in dem 
letzten Kriege, dieſe Nachtheile für den Augenblick beſeitigt 
ſind, ſo wird die Folge jener „Politik der freien Hand“ 
doch hoffentlich eine Wenz für künftige Zeiten ſein, denn 
nicht immer findet ſich Gelegenheit, einen ſolchen Fehler durch 
eine Schlacht bei Königgrätz auszugleichen. 

Aber ſelbſt abgeſehen von der Lehre, welche aus jenen Vor⸗ 
gängen gezogen werden muß, hat die preußiſche Regierung 
jetzt noch eine andere Veranlaſſung, einem Kampfe Ar und 
nu die Ausdehnung Rußlands nach Süden nicht fern zu 
leiben. 

Zwiſchen Rußland und der Türkei liegt das Fürſtenthum 
Rumänien, auf deſſen Thron ſeit dem Frübjahr dieſes 
Jahres ein Prinz aus dem preußiſchen Königshauſe ſitzt. 
Er hat offenbar die Aufgabe, nicht blos eine neue Dynaſtie 
an der Donau⸗Mündung zu gründen, ſondern ganz vorzüg⸗ 
lich dort dem wachſenden Einfluſſe Rußlands und 
Oeſterreichs entgegen zu arbeiten, und fo gleichzeitig 
din preußi chen Jutereſſen zu dienen. Soll er dies aber, ſo 
hat Preußen ein lebhaftes Intereſſe an der Befeſtigung ſeines 
Thrones, und es würde daher, da bei einem Kampfe zwiſchen 
Rußland und der Türkei Rumänien, welches ſich noch immer 
in einem gewiſſen Abhängigkeitsverhältniß Seitens der Pforte 
befindet, das erſte Angriffsobjekt Seitens Rußlands ſein würde, 
Preußen ſehr ſchnell in dieſen Krieg mit hineingezogen werten. 

Außerdem würde aber auch, fobuld Rußland auf folde 
Weiſe ernſtlich in einen Kampf verwickelt werden würde, 
wahrſcheinlich die polniſche Frage wieder auf die Tages 
ordnung kommen, und es würde die Aufgabe der preußiſchen 
Rö gierung fein, dieſe zu einer Löſung zu bringen, welche 
mit den Intereſſen Preußens im Einklang ſteht. 

So hat es alſo den Anſchein, als ob die Kriegegefahr 
nicht, wie man allgemein glaubte, vom Weſten droht, ſon⸗ 
dern vom Oſten, und es fragt ſich nur, welche Stellung 
Preußen bei derſelben einnehmen wird. Allerdings ſcheint, 
wie wir oben zeigten, der Umſtand, daß in Jaſſy ein hohen⸗ 
zollernſcher Prinz auf dem Thron ſitzt, der preußiſchen Re⸗ 
gierung die Stellung auf der Seite der Gegner Rußlands 
anzuweiſen, um eine zu ſtarke Ausdehnung Rußlands nach 
dem Süden zu zu verhindern, und den rumäniſchen Thron zu 
ſchützen, welcher bei dieſer Gelegenheit den Plänen Rußlands 
zum Opfer fallen müßte, aver andererſeits kann, wenn ge⸗ 
wiſſe Anſichten ſich Geltung verichaffen, auch das gleichze tige 
Auftreten der polniſchen Frage für die preußiiche Regierung 
ein Grund fein, ſich mit Rußland zu verbünden, um im 
Verein mit ibm die Wiederherſtellung Polens zu verhin- 
dern. Wir meinen nun, daß Preußens Platz in einem 
etwaigen Kriege nicht an der Seite Rußlands üt, 
und wir hoffen, daß unſere Meinung ſich auch als richtig 
bewähren, und daß fie auch zur Thatſache werden wird. 
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